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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 14 AS 36/11 BH 
 
L 12 AS 1551/11 NZB (LSG Baden-Württemberg) 
S 6 AS 1701/10 (SG Ulm) 
 
 
 
……………………………………………, 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Landkreis Göppingen, 
Mörikestraße 15, 73033 Göppingen, 
 
 Beklagter. 
 
 
Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 31. August 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g  ,   den Richter   Dr.  B e c k e r    und 

die Richterin   H a n n a p p e l  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für eine Beschwerde gegen den Beschluss des Landessozial-

gerichts Baden-Württemberg vom 21. Juni 2011 - L 12 AS 1551/11 NZB - Prozesskostenhilfe 

zu bewilligen und Rechtsanwalt Z.        beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Das Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg hat die Beschwerde des Klägers gegen 

die Nichtzulassung der Berufung im Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 8.3.2011 mit Beschluss 

vom 21.6.2011 zurückgewiesen. Gleichzeitig wurde in dem Beschluss des LSG 

ausgesprochen, dass diese Entscheidung unanfechtbar sei.  

 

Der Kläger hat mit einem am 11.7.2011 durch Telefax beim Bundessozialgericht (BSG) ein-

gegangenen Schreiben vom 5.7.2011 zur Durchführung eines Beschwerdeverfahrens gegen 

den Beschluss des LSG "vom 28.6.2011" die Bewilligung von Prozesskostenhilfe (PKH) unter 

Beiordnung des Rechtsanwalts Z.        beantragt. 

 

Dem Kläger steht PKH nicht zu, weil seine Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet (§ 73a Sozialgerichtsgesetz <SGG>; § 114 Zivilprozessordnung <ZPO>). Die von 

dem Kläger beabsichtigte Beschwerde ist unzulässig. Sie ist nicht statthaft, weil gegen die Ent-

scheidung des LSG kein Rechtsmittel gegeben ist. Dies ergibt sich aus § 177 SGG. Beschlüsse 

des LSG können nur ausnahmsweise, zB in den Fällen des § 160a Abs 1 SGG und des § 17a 

Abs 4 Satz 4 Gerichtsverfassungsgesetz, mit der Beschwerde an das BSG angefochten 

werden. Eine solche Konstellation liegt hier nicht vor.  

 

Damit entfällt zugleich die Beiordnung des von dem Kläger benannten Prozessbevollmächtigten 

im Rahmen der PKH (§ 73a Abs 1 SGG iVm § 121 Abs 1 ZPO). 
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